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Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/3 - S 2223 - 72 /66 


Bonn, den 24. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Steuerfreiheit des Mehrarbeitslohns 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/773 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD - Drucksache V/773 - 
beantworte ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister des Innern, dem Herrn Bundesminister der Justiz, dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 


Teilt die Bundesregierung die vom Bundesfinanzminister im 
Jahre 1965 vertretene Auffassung, daß der Mehrarbeitslohn aus 
verfassungsreditlidien Gründen nidit von der Einkommensteuer 
befreit werden kann? 

Nach den Grundsätzen des geltenden Einkommensteuerrechts 
(Lohnsteuerrechts) gehören zum Arbeitslohn alle Einnahmen, 
die dem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zufließen. Da- 
bei ist gleichgültig, unter welcher Bezeichnung oder Form sie 
gewährt werden. Zum Arbeitslohn gehören deshalb auch beson- 
dere Entlohnungen für Dienste, die über die regelmäßige Ar- 
beitszeit hinaus geleistet werden, wie z. B. Überstundenlöhne 
und die dazu gezahlten Zuschläge (§ 19 EStG, § 2 Abs. 1 und 3 
Ziff. 4 und 5 LStDV). Würde der Mehrarbeitslohn steuerfrei 
gestellt werden, so würde hierdurch eine von den allgemeinen 
Grundsätzen über die Besteuerung des Arbeitslohns abwei- 
chende Sonderregelung geschaffen. 

Zu der Frage, ob durch eine derartige Sonderregelung der 
Gleichheitssatz des Artikels 3 Abs. 1 GG verletzt wird, ist 
folgendes zu bemerken: 

Der Gleichheitssatz wird nach der Rechtsprechung des BVerfG 
durch eine Sonderregelung verletzt, wenn sich ein vernünftiger 
aus der Natur der Sache ergebender oder sonstiger sachlich ein- 
leuchtender Grund für die Sonderregelung nicht finden läßt 
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(BVerfGE 1,52; 12.348). Die Steuerbefreiung des Mehrarbeits- 
lohns wäre im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG zu Artikel 
3 Abs. 1 GG nur dann sachlich gerechtfertigt, wenn sie von 
überzeugenden Gründen getragen wird (BVerfGE 13,331 ff.). 
Als Grund für die Einführung einer Steuerbefreiung des Mehr- 
arbeitslohns wird angeführt, daß von einer solchen Maßnahme 
ein Anreiz zur Leistung von Mehrarbeit ausgehe und die 
Steuerbefreiung geeignet sei, die Schwarzarbeit zu bekämpfen. 
Die Bundesregierung hat Zweifel. Sie stützt ihre Ansicht auf 
folgende Überlegungen: 

1. Im Gesaintbereich der Wirtschaft haben 1965 - ohne die Ar- 
beit an Sonn- und Feiertagen - die Industriearbeiter im 
Durchschnitt rd. 2 bis 3 Stunden wöchentlich Mehrarbeit 
geleistet. Da sich diese Mehrarbeit auf einige wenige Wirt- 
schaftszweige konzentriert hat, ergibt sich, daß dort schon 
jetzt ohne steuerlichen Anreiz in erheblichem Umfang Über- 
stunden, und zwar über die genannten 2 bis 3 Stunden 
wöchentlich hinaus, geleistet worden sind. Eine Begün- 
stigung des ■ Mehrarbeitsgrundlohns und der Mehrarbeits- 
zuschläge würde dort zu einem erheblichen Teil bisher 
steuerpflichtigen Arbeitslohn in einen steuerfreien Arbeits- 
lohn uinwandeln, ohne daß mit Sicherheit weitere Über- 
stunden zu erwarten sind. Der erwartete arbeitsmarktpoli- 
tische Effekt wäre deshalb gerade dort verhältnismäßig 
gering, wo die Verknappung am Arbeitsmarkt am sicht- 
barsten ist. 

2. Es muß weiter berücksichtigt werden, daß für etwa zwei 
Drittel der Arbeitnehmer bereits eine Fünftagewoche mit 
einer normalen täglichen Arbeitszeit von 8 bis 9 Stunden 
gilt. Ob es sich in diesem Falle durchweg ermöglichen läßt, 
Mehrarbeit an diese tägliche Arbeitszeit anzuhängen, bleibt 
offen. Ob diese Überstunden weitgehend auf den freien 
Samstag verlegt werden können, ist schwer vorherzusagen. 
Aber selbst wenn dies beabsichtigt sein sollte, kann es frag- 
lich erscheinen, ob die Arbeitnehmer selbst bei einer steuer- 
lichen Begünstigung des Mehrarbeitslohns ihre „private'' 
Arbeit an Samstagen zugunsten einer Arbeit im Betrieb des 
Arbeitgebers zurückstellen werden. In diesem Zusammen- 
hang darf darauf hingewiesen werden, daß die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Wurbs und Genossen - Drucksache V/658 - bereits 
erklärt hat, daß sie die Steuerbefreiung des Mehrarbeits- 
lohns nicht für ein geeignetes Mittel hält, der Schwarzarbeit 
wirksam zu begegnen. 

3. Für eine große Zahl von Arbeitnehmern würde die Freistel- 
lung der Mehrarbeitsverdienste von der Steuer und den 
sozialen Abgaben kein unmittelbarer Anreiz zu Überstunden 
sein können. Dies wird vor allem dort gelten müssen, wo 
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durch Schichtpläne die wöchentliche Arbeitszeit weitgehend 
festliegt. Hier liegt es ausschließlich in der Hand der Be- 
triebe, durch Umstellungen Mehrarbeit zu ermöglichen. Der 
einzelne Arbeitnehmer hätte es hier kaum in der Hand, 
durch sein Verhalten entweder die steuerliche Vergün- 
stigung in Anspruch zu nehmen oder darauf zu verzichten. 
Hinzu kommt, daß gewisse Arbeiten wegen hoher körper- 
licher Anforderungen die Leistung von Mehrarbeit aus 
gesundheitlichen Gründen nicht zulassen. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen die Zweifel, ob die Be- 
freiung des Mehrarbeitslohns von der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer) geeignet ist, einen Anreiz zur Mehrarbeit zu bieten oder 
die Schwarzarbeit zu bekämpfen. Die Bedenken werden im 
Finanzausschuß des Bundestages bei der Behandlung der Vor- 
lage V/554 sorgfältig geprüft werden. 

Dahlgrün 
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